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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wiedergutmachung 
(7. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Frenzei, Dr. Böhm, Dr. Dehler 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes 

— Drucksache 706 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Görgen 


Der Gesetzentwurf — Drucksache 706 — ist von 
der Vollversammlung des Bundestages in der Sitzung 
am 11. Dezember 1958 dem Ausschuß für Wieder- 
gutmachung zur Beratung überwiesen worden. Der 
Ausschuß legt hiermit seinen Schriftlichen Bericht 
vor. 

Der Antrag sieht eine Verlängerung der An- 
meldefristen des Bundesrückerstattungsgesetzes bis 
zum 1. April 1959 vor. Nach der geltenden Fassung 
laufen die Fristen am 31. Dezember 1958 aus; nach 
§ 27 Abs. 2 Satz 2 ist indessen eine Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand vorgesehen, wenn die 
Frist unverschuldet versäumt und die Anmeldung 
bis zum 1. April 1959 nachgeholt wird. Von meh- 
reren offiziellen Stellen im Ausland ist an den Aus- 
schuß inzwischen die Bitte herangetragen worden, 
die Anmeldefrist nochmals zu verlängern, da die 
Vorarbeiten für eine formgerechte Anmeldung der 
Ansprüche in vielen Fällen bis zum 31. Dezember 
1958 nicht abgeschlossen werden könnten. Der Aus- 
schuß war mit den Antragstellern der Meinung, daß 
eine Verlängerung der Anmeldefristen nur bis zum 
1. April 1959 erfolgen könne und daß diese Fristen 
gleichzeitig als eine Ausschlußfrist gelten sollten. 
Im übrigen bedeutet diese Verlängerung unter 
gleichzeitiger Beseitigung der Frist zur Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand auch eine erhebliche 
Verwaltungsvereinfachung, da Verfahren über die 
Zulässigkeit der Wiedereinsetzung vermieden wer- 
den. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß dem Ge- 
setzgeber die Festsetzung einer Ausschlußfrist im 
vorliegenden Fall zusteht; er verweist dabei auf die 
bisherige Praxis der obersten Rückerstattungs- 
gerichte, die Ausschlußfristen stets anerkannt und 
streng gehandhabt haben. Eine zusätzliche Be- 


lastung des Haushalts entsteht durch die Gesetzes- 
änderung nicht, da der für die Erfüllung der An- 
sprüche aus dem Bimdcsrückerstattungsgesetz vor- 
gesehene Betrag von 1,5 Milliarden Deutsche Mark 
nicht berührt wird. Der Ausschuß hält im übrigen 
die vorgesehene Verlängerung der Anmeldefristen 
für zweckmäßig und ausreichend, weist aber gleich- 
zeitig darauf hin, daß eine weitere Verlängerung 
nicht möglich und nicht erforderlich ist. 

Die Änderung des § 30 des BundesrückerstattungS' 
gesetzes soll eine zweite Frage klarsitellen. Nach der 
' bisherigen Fassung gilt die Anmeldung eines rück- 
erstattungsrechtlichen Anspruchs, die im Entschädi- 
gungsverfahren erfolgte, uds frlstwahrend für das 
Rückerstattungsverfahren. Der Grund für die Aul- 
nähme dieser Bestimmung war, daß ein Irrtum über 
die Rechtsnatuir des Anspruchs nicht zu Lasten des 
Geschädigten gehen sollte. Im Schrifttum und in der 
I Rechtsprechung wird diese Bestimmung vielfach 
! dahin verstandGn, daß durch eine rechtskräftige Ent- 
i Scheidung im Entschädigungsverfahron die Anmel- 
I düng des rückerstattungsirechtlichen Anspruchs un- 
wirksam wird, da die vorgesehene Verweisung in 
das RückerstattiingsverfiahrGn nur so lange erfolgen 
I könne, als das Enitschädigungsverfahren noch rechts- 
I hängig sei. Diese Auslegung entspricht aber nicht 
dem Zweck der Bestimmiung in den Fällen, in denen 
dem Geschädigten aus demselbein Sachverhalt so- 
; wohl ein rückersitattungsrechtlicher als auch ein ent- 
schädigungsrechtlicher Anspruch zusteht. Die vor- 
j gesehene Neufassung des § 30 stellt in Absatz 3 klar, 
daß die Anmeldung des rückerstattungsrechtlichen 
Anspruchs nicht dadurch unwirksam wird, daß der 
I Anspruch im Entschädigungsverfahren ganz oder 
teilweise rechtskräftig zuerkannt oder im Wege der 
’ gütlichen Einigung rechtsgültig anerkannt ist. Der 
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Verfolgte kann also in diesen Fällen den rückerstat- 
tun gs rechtlichen Anspruch, soweit dieser über den j 
entschädigungsrechtlichen Anspruch hinausgeht, im ; 
Rückerstattungsverfahren weiter verfolgen, ohne 
daß es einer erneuten Anmeldung dieses Anspruchs 
bedarf. Entsprechend können auch die Länder, die 
eine Leiistung im Entschädigungsverfahren auf die- 
sen Anspruch bewirkt haben, den kraft Gesetzes auf 
das leisiteinde Land übergegangenen rückerstattungs- ; 


rechtlichen Anspruch ohne neue Anmeldimg im 
Rückerstattungsverfahren verfolgen. 

Die Änderung des Zitats in § 30 Abs. 2 (Artikel 1 
Nr. 5 der Drucksache 706) ist die Berichtigung eines 
Druckfehlers. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf einstimmig 
gebilligt. 


Bonn, den 11. Dezember 1958 

Dr. Görgen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 706 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 unter Nr. 5 § 30 Abs. 2 
wie folgt beginnt: 

„(2) Ist im Geltungsbereich der in § 1 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c . . 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1958 


Der Ausschuß für Wiedergutmachung 
Frenzei Dr. Görgen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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